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Die im Bild sichtbaren Baugruppen sind zum 
einen der längliche Gegenfl ügel unter dem ei-
gentlichen Versuchsfl ügel, der an der Flügelwurzel 
positionierte Ersatzrumpf und das über dem Ver-
suchsfl ügel hängende Lastgeschirr. Der Gegenfl ü-
gel dient im Aufbau dazu das Gegenmoment zum 
Versuchsfl ügel aufzubringen, während der Er-
satzrumpf die durch das Lastgeschirr eingeleitete 
vertikale Kraft in den Boden abführt. Die aus der 
Flügelspitze herauskommenden Kabel umfassten 
mehrere Datenleitungen für Dehnmesstreifen, 
Thermoelemente und Kameras mit Innenraumbe-
leuchtung. Diese Messtechnik gibt uns im Versuch 
ein genaues Bild über das mechanische und struk-
turelle Verhalten des Flügels unter Aufbringen der 
Kräfte. 

Nach circa Anderthalb Jahren Bauzeit war es 
dann am 18.04. so weit. Unter den kritischen Au-
gen vieler Besucher – sowohl in der Versuchshalle 
als auch in einem Livestream – wurde der Flügel bis 
zum Bruch belastet. Bei einer vorläufi gen Sicher-
heitszahl von 1,6 also dem 1,6-fachen der im Flug 
wirkenden Last zerbrach der Flügel unter einem 
ohrenbetäubendem Knall. Diese Sicherheitszahl 
ist, wie dem aufmerksamen Leser bestimmt schon 
aufgefallen ist, leider zu gering. Stand jetzt kann 
der Flügel somit nicht zugelassen werden.

 Nach einem darauf folgenden ausgelassenen 
Abend stehen nun viele Arbeiten an. Zum einen 
müssen die gewonnenen Daten ausgewertet und 
zum anderen ein neuer, festerer Flügel gebaut 
werden. Hoffentlich wird dieser dann in einem 
weiteren Flügelbruchversuch bestehen, damit wir 
uns bald in unser Segelkunstfl ugzeug, die Mü 32, 
setzen und das Belastungsverhalten der Piloten 
testen können.

Eine Aufzeichnung des Livestreams fi ndet ihr 
auch auf dem Youtube-Kanal der Akafl ieg.

AKAFLIeG mÜNCHeN e.V.
koNStRUIEREN bAUEN flIEgEN
Die Akaflieg München e. V. ist eine stu-
dentische Gruppe an den Münchner Hoch-
schulen, die sich mit der Konstruktion, 
dem Bau und dem Fliegen von Segel- und 
Motorflugzeugen befasst. Sie gehört zu 
den zehn akademischen Fliegergruppen in 
Deutschland und ist Mitglied der Idaflieg. 

Mit dem Gründungsdatum am 8.6.1924 ist 
sie die älteste studentische Gruppe an der 
TUM und feiert dieses Jahr ihr 100-jäh-
riges Bestehen.

Der Versuchsaufbau von oben. Bild: Mathias Bacher

Viele begutachten den Schaden. Bild: Mathias Bacher

Die Konstrukteure Karl Kasper und Florian Kloiber 
Bild: Simeon Schmauss
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d ie prolight + sound ist eine Messe für 
Veranstaltungstechnik, die jährlich in 
Frankfurt am Main stattfi ndet. 2024 

waren knapp 25 000 besucher:innen und über 
500 Aussteller und Marken anwesend.

Im Portalhaus hat sich RCF aus Italien einen 
Demo-Room für Lautsprecherdemos eingerich-
tet. An der Wand aufgereiht stehen mehrere 
Aktivboxen und Subwoofer-Paare. Der Raum ist 
gänzlich in Blau getaucht. Einzige Ausnahme ist 
das Lautsprecher-Set, dessen Leistung momentan 
hergezeigt wird und mit zwei weißen Scheinwer-
fern angeleuchtet wird.

Die TT 808 AS Aktivbox und TT 515-A Subwoo-
fer Kombination ist sehr kompakt gebaut, hat aber 
für ihre Größe ordentlichen Wumms. Trotzdem 
erreicht sie bei tiefer, gutturaler Wikingermusik 
langsam ihre Grenzen. Danach kommt die deutlich 
größere und leistungsfähigere NX 932-A Top und 
18 AX Sub-Clubanlage. Es geht erstmal durch die 
tiefsten Bässe, sodass die Wände vibrieren. Gefühlt 
schwingt der ganze Raum. Wie es denn so schön 
heißt, there’s no replacement for displacement. 
Doch auch die Hochtöner eines Xylophons werden 
problemlos gemeistert. Auf einem Fernseher wer-
den viele Produktinfos angezeigt, z. B. kann man 
die Lautsprecher per App kalibrieren. Krönung der 
Demo sind der NX 985-A Top und der 8008 AS 
Sub für Live-Events und Clubs. Die NX 985-A Top 
ist mit 2100 W die leistungsstärkste Endstufe ihrer 
Klasse. Der Subwoofer hat gleich 4400 W Spitzen-
leistung. Beim Hocharbeiten zum Drop werden die 
Wände des Portalhauses schon fast zum Einstür-
zen gebracht. Sogar der Boden vibriert mit, man 

EinlEUChtEndE MESSE
Bunte Bilder und Begleittext

Marcus
Dürr

Luka
Jeram
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bekommt weiche Knie. Auf dem Bildschirm in der 
Mitte spielt jetzt die Band Jamaram Reggae, und 
singt „Rise and shine, money can’t buy you happi-
ness“. Nein, das kann Geld vielleicht wirklich nicht 
kaufen, dafür aber verdammt geile Musikanlagen.

Nach diesem Ohrgasmus soll es nun was für die 
Augen geben. Aus Halle 12 dringt schon leichter 
Nebel der Nebelmaschinen. So sieht man die vielen 
Lichtkegel, die kreuz und quer durch die Gegend 
scheinen, besonders gut und nicht nur den Licht-
fl eck an der Wand oder an der Decke (die hier eine 
beliebte Projektionsfl äche ist).

Die Firma Arri aus München ist für ihre Filmka-
meras bekannt. Jedoch baut sie auch Scheinwerfer 
mit Fresnel-Linsen, z. B. für Filmsets. Fresnel-Linsen 
sind kompakte Linsen, die Lichtstrahle fokussieren. 
Auch in Leuchttürmen werden sie verwendet.

Bei AFX Light gibt es einen Spot-Licht ohne Ver-
kleidung zu sehen, sodass man reinschauen und das 
Innenleben sehen kann. Besonders spannend ist das 
Ganze deswegen, weil sich die Linsen hin- und her 
sausen, um unter anderem das Licht zu fokussieren 
und Farbe und Lichtkegelweite zu ändern.

Wie stark so ein Schweinwerfer leuchtet, kann 

man bei Ayrton aus Frankreich spüren.  Der voll 
aufgedrehte Beam hängt 5 m über dem Boden. 
Wer seine Hand in den Lichtkegel hält, bekommt 
schnell die Hitze zu spüren. Bei Ayrton hat man 
sich wohl von italienischen Autos bei der Produkt-
Benennung inspirieren lassen, so heißen Modelle 
hier Zonda, Diablo, Levante oder Ghibli. Ayrton 
hat sich gleich zwei Stände gegönnt: der eine ist 

Aufgeschnittener Spot von AFX Light
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ein „normaler“ Messestand, hier sind die Produkte 
zu bestaunen und Werbegeschenk-T-Shirts kön-
nen abgestaubt werden. Gleich gegenüber ist die 
gesamte Palette nochmals vertreten. Jede halbe 
Stunde wird eine Lichtshow gezeigt. Im Takt der 
Musik leuchten und drehen sich die mehr als 120 
in mehreren Reihen aufgestellten Scheinwerfer 
wild durch die Gegend.

Wer sich die gesamte siebenminütige Licht-
show daheim ansehen will, kann sie hier fi nden: 
https://vimeo.com/927105132.

Impressionen der Lichtshows von Ayrton (links) und Highlite (rechts)
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Lichtshow von Ayrton Lichtshows von Highlite Lichtshow von Robe

Einheitsdesign gestaltet: „China“ ist schön magen-
tafarben und dreimal so groß wie der eigentliche 
Firmenname geschrieben. Letzterer ist in gene-
rischer Schrift gehalten und hebt sich somit kaum 
von den Nachbarständen ab.  

Die Firma Gerriets ist im Leinwand-Markt. Sie 
baut Megascreen-Leinwände, die bis zu 28 m 
breit sind. Da das etwas zu groß für den Messe-
stand ist, hat man sich auf eine 3 m breite Lein-
wand als Ausstellungsobjekt beschränkt. Auch 
Veranstaltungstechnik-Zubehör gibt es bei Ger-
riets, zum Beispiel Seilzüge und Schienenprofi le 
aus extrudiertem Aluminium für Dekoration oder 
Beleuchtung. Mit dem Kabuki 30-3 Drop-System 
können Gegenstände fallengelassen werden, zum 
Beispiel Vorhänge. Eine Steuereinheit kann bis zu 
300 Auslöser auf einen DMX-Kanal steuern, ein Si-
cherheitssystem sorgt dafür, dass bei Stromausfall 
die Klemmen geschlossen bleiben.

Starlights stellt Ausrüstung für Special Effects 
her: Nebelmaschine, Konfetti, Blasen. Um auf der 
Messe aufzufallen ist man deswegen mit einer 
riesigen Konfettikanone aufgekreuzt. Eine Demo 
haben wir leider nicht gesehen, dafür ist immerhin 
der Boden üppig mit Nebel gefl utet worden.

Astera aus München baut LED-Röhren. Das 
hört sich ziemlich langweilig an, ist es aber nicht. 
Mithilfe von Wireless DMX sind sie per App steu-
erbar, bis zu 150 Lichtröhren auf einmal. Die RGB 
Amber Mint LEDs, von denen es 8, 16 oder 32 in 

Auch andere Firmen haben natürlich Licht-
shows vorbereitet. Highlite feiert 30 Jahre Fir-
menexistenz und hat gleich zwei Lichtshows 
vorbereitet: https://www.highlite.com/de/news/
base/highlite-at-prolight-sound-2024-celebra-
ting-30-years.html. Robe feiert ebenfalls 30 Jahre 
und will sich die (Licht-) Show nicht stehlen lassen: 
hier sind zusätzlich noch mehrere Tänzer:innen 
auf der Bühne, begleitet von Feuerbällen und 
sprühenden Funken: https://www.youtube.com/
watch?v=id9WCks1D4w

Darüber hinaus gibt es ein weites Spektrum 
an Veranstaltungsaustattung zu sehen, ob Licht-
pult, Traversen, Seilzüge, Bühnenboden, Clamps, 
Riggingausrüstung, Kabelhersteller, Mikrophone 
etc. Wenn es auf einer Veranstaltung verwendet 
werden kann, dann ist ein Hersteller davon hier 
vertreten. Bei chinesischen Herstellern ist es an-
scheinend wichtiger, dass sie aus China sind als 
deren eigene Marke, denn viele Ständen sind im 

CARGO-Schienen von Gerriets
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einer Röhre geben kann, sind einzeln ansteuerbar. 
Die App ist das Herzstück von Astera, dank ihr gibt 
es laut Hersteller einen mehrjährigen Vorsprung 
auf die Konkurrenz. Drei Entwickler sind in Vollzeit 
mit ihrer Entwicklung beschäftigt. Die Tubes von 
Astera sind überall in Hollywood-Produktionen zu 
fi nden.

Ganz hinten in der Messehalle für Sounde-
quipment sprießen hinter einem Vorhang aufblas-
bare Pilze, Grashalme und Blumen aus dem Boden 
bis an die Decke. Anschauungsobjekt eines Her-
stellers oder doch Deko? Hier ist die Selbstpro-
bierarea: mehrere DJ-Pulte und Drumpads sind 
aufgestellt zum Probieren mit Kopfhörern. Auch 
Kopfhörer selbst können getestet werden.

Pulsar-23

Insbesondere sticht die Pulsar-23 von Soma 
aus der Menge. Sie ist eine modulare Drumma-
schine, bei der Attenuatoren, Schaltkreise und 
Inverter selbst gesteckt und umgesteckt werden 
können. Ziel ist es, elektronische Musik neu greif-
bar zu machen. Weg vom Keyboard, stattdessen 
gibt es dieses neue Interface. Es ist quasi ein neues 
Instrument. Kosten: 2000 €, die Pulsar-23 ist dazu 
auch per MIDI bespielbar oder vom Computer aus 
steuerbar.

Immer wieder gibt es hier auch Live-Shows von 
DJs und anderen Musikern, sowie Vorträge zu ver-
schiedenen Themen, beispielsweise die Gefahren 
von Laser für das Publikum.

Der Tag wird beendet wie er begonnen hat: mit 
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Lautsprechern. Im Außenbereich sind vier Bühnen 
kreisförmig aufgebaut, hier zeigen die Hersteller 
nicht nur ihre PA-Technik, sie lassen sie auch klin-
gen. Die großen Hersteller wie L-Acoustics oder 
D&B Audio fehlen heuer aber. Abwechselnd geht 
es von einer Bühne zur nächsten. Neben Sound-
demos werden gleich die ganzen Produktdetails 
über das PA angesagt. Auf den ebenfalls auf den 
Bühnen aufgestellten LED-Bildschirmen wird 
gezeigt, wo auf der Welt diese Anlagen überall 
schon verwendet wurden und wie man sie pro-
grammiert. 

Laien werden netterweise über die ange-
dachten Einsatzmöglichkeiten aufgeklärt, so ist 
das Cosmo Line array zum Beispiel für Konzerte 
und kleinere Festivals bis 6000 Leute gedacht, da 
muss der Ton bis zu 45 m tragen. Auch für Ver-
anstaltungen mit eingeschränkteren Budgets wie 
etwa Stadtfeste gibt es hier allerlei im Angebot.

Doch weil hier draußen ganz klar „Lauter ist 
besser“ der Leitsatz ist, werden einem die Ohren 
weggefetzt, man hält nur eine gewisse Zeit lang 
aus. Die Lautstärke ist jedoch bewusst ausgewählt, 
um zu zeigen, dass eben auch auf hoher Lautstär-
ke die Qualität stimmt. Denn bei üblicherweisen 
großen Veranstaltungen und Festivals steht der/
die Besucher:in vom Line array meist doch weiter 
entfernt als auf der prolight + sound.    
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Y ou probably haven’t heard about the 
law for the promotion of the military in 
bavaria (gesetz zur förderung der bun-

deswehr in bayern). but it will affect you. 
the fact that most students and staff have 

not heard about the law is unsurprising. In-
deed, since the fi rst draft law, there has been 
very little news coverage of this topic. befo-
re raising the issue with representatives wit-
hin the student body a couple of months ago, 
they too had no idea about the law, and what 
it might mean for us at tUM. 

Commonly reported on as Bayerisches Bun-
deswehrgesetz, this draft amends several Bava-
rian laws with the aim of strengthening the mi-
litary. One of these amendmends includes the 
innovation law for higher education institutions 
(Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz). 

It entails a „clear ban on a so-called civil clause,“ 
according to the state chancellery chief Florian 
Herrmann (CSU). A civil clause is a voluntary com-
mitment by academic institutions to conduct re-
search for civilian purposes only. This means that 
universities do not enter into third-party funding 
collaborations with the military or the arms indus-
try. Such commitments are decided within the fra-
mework of democratically regulated processes in 
the bodies of academic self-administration. Some 
universities decided that they want to implement 
a civil clause, like the University of Tübingen since 
2010, and others haven’t. Forbidding civil clauses 
is an interference with academic self-governance. 

In essence, the planned law would include a 
„cooperation requirement“ between universities 

and the military (including that of NATO mem-
bers) that - when national security is threatened 
- it can be enforced by ministerial decree. The are-
as of ‘intensifi ed cooperation’ would include re-
search in AI, robotics, drones and cyber weapons 
- all in all important research areas at TUM.

On May 17th the law passed the fi rst reading 
in Parliament, without any major opposition. Scan 
the QR code to fi nd a collection of most media 
reports on the law to this date, the draft law its-
elf, as well as the video stream of the fi rst reading 
in parliament, and an illustration of the legislative 
process in Bavaria.

The freedom and independence of science and 
research are anchored within the German consti-
tution (Grundgesetz): Art and science, research 
and teaching are free. (article 5, paragraph 3). 
It is no coincidence that this rule is of such high 
importance that it is addressed early on within 
the legal text. The reason is - as with many other 
things in this country - Germany’s Nazi past. Du-
ring the period of German fascism, universities 
contributed signifi cantly to the war of extermina-
tion and the Holocaust. As a lesson taken from 
World War II, science should never again be in-
strumentalized for special interests, even if tho-
se special interests are directly aligned with the 
government’s interests. As is stated plainly in the 
German constitution, science should remain inde-
pendent. How can research be independent and 
free, if a government has the power to enforce 
collaborations a research institution enters in?

thE BaVarian                     
„BUndESWEhrGESEtZ“
A law to enforce military research at public universities

Alice
Beazer

Phaedra
Goudoulaki

linktr.ee/BayBundeswehrgesetz
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The Context

The Grundgesetz was written to prevent fas-
cism from rising once again. The lesson from 
Germany’s past should be to strengthen the con-
stitutional rights rather than weaken them. Espe-
cially now where far-right talking points are incre-
asingly popular. It is no longer just a bad dream 
to consider that the Alternative für Deutschland 
(AfD) may have government participation in the 
near future. The policies that are implemented 
now will sooner rather than later fall into the 
hands of fascists. So, when discussing the conse-
quences of the law, this aspect should be included 
in the risk assessment. 

The wording of the law is unambiguous in one 
regard: There will be no choice and the collabo-
ration obligatory - especially when it comes to 
national security. One may optimistically interpret 
this part of the law in a way that collaborations 
will only be compulsory in most severe cases. 
However, we have seen the opposite trend in Ba-
varia. An anti terror law was used in recent years 
to preemptively take climate activists into custo-
dy for up to two months. One would expect that 
an anti terror law would only be applied in most 
dangerous situations. However, in reality, the law 
is used to criminalize climate activism. Irrespec-
tive if one agrees with the methods employed by 
climate activists, it remains questionable whether 
they pose such a big threat that they spent up to 
two months in custody before committing any 
crime. This recent past shows the fl exible and po-
litically motivated application of such restrictive 
laws in Bavaria and is an indicator for how the Ba-
yerisches Bundeswehrgesetz will be applied.

As motivation for the new draft law a turning 
point in security policy is cited. This turning point 
being “the Russian attack on Ukraine” and “the 
current tensions in Israel and Palestine”. It is not 
clearly articulated how an increased militarization 
will contribute positively to the latter example.  Is-
rael is currently being tried in front of the Inter-
national Court of Justice (ICJ) for potentially com-
mitting a genocide against the Palestinian people, 
while Germany is one of Israel’s closest political 
and military partners. Indeed, German weapons 
exports comprise 30% of all weapons exports to 
Israel. If we, students, researchers and professors, 
are obliged to cooperate with the German and 
NATO-member military for weapons that are used 
for committing war crimes, to what extent can we 
be held accountable for these crimes? Nicaragua 
already instituted proceedings against Germany 
under the Genocide Convention for, among other 
things, their weapons exports to Israel. While the 
ICJ allowed the continuation of weapon’s exports, 
an administrative court of the state of Berlin urges 
the German government to present its criteria for 

exporting weapons and how it ensures its com-
pliance with international law. An adequate legal 
and political analysis is missing, which is necessa-
ry to assess the acceptability of such a law and the 
implications it may have for us. 

A popular question that people ask themselves 
when thinking about Germany’s Nazi past is 
“What would I have done?”. It’s a tough question 
that encourages an honest refl ection of one’s own 
privileges, comforts and willingness to take risks 
in face of systemic adversity. What is the moral 
obligation of each individual when the norms and 
laws are immoral? For many, the answer was given 
at the beginning of the year when 200,000 people 
protested against far-right extremism. However, it 
is crucial to remember that whether the AfD ever 
governs or not, fascism is not a single party; it is 
an ideology. Before you dismiss this as hyperbole, 
I encourage you to read the draft law alongside 
any basic defi nition of fascism. Textbook cha-
racteristics include, among other features‚ milita-
ristic nationalism’, and the notion that the ‘good 
of the nation’ should be placed above individual 
interests. Sound familiar?

The proposed law does not refl ect what we, 
among many other students and staff, signed up 
for when we joined TUM. One Masters student, 
who has chosen to remain anonymous, says that 
they feel ‘disappointed by the university’ and the 
lack of communication on the law, and ‘disgusted’ 
by proposed actions of the law itself, which would 
impact their research. After this semester, if the 
law passes, this Masters student is considering 
leaving not only TUM, but Bavaria. And they are 
not alone. It is impossible to predict how many 
bright, talented young (and old!) minds will leave, 
or be deterred by the law. 

Despite the spreading concern, many students 
and staff we have spoken to feel afraid to speak 
out against the law. A large number of us do not 
hold permanent residency, alongside the matter 
of (increasingly) precarious job contracts. These 
two factors quite conveniently constrain who is 
able to speak out, and with what consequence. 
The law explicitly states that the “individual aca-
demic freedom of the researcher” will not be af-
fected. But how free can an individual researcher 
be, if the institution they work in is compelled to 
collaborate with the military? And if an individu-
al does refuse, without legal protection, what will 
that mean for their job, and their residency? As 
the union for education and science (GEW) point 
out in their statement, the new law does not pro-
pose an increase in research budgets. The existing 
budget that is already marked by distribution con-
fl ict will now have to suffi ce for accommodating 
the research needs of the military as well. It is to 
be expected that the humanities will be further 
disadvantaged.   
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Besides raising questions regarding the direct 
effects of the law on students and staff’s dai-
ly work, and the consequences of their research 
output, the draft law also draws attention to much 
broader, existential questions relating to the role 
of the university in society. In this decisive mo-
ment, it is crucial that we ask ourselves: What is 
the role of the University? And what should the 
role of a University be? What kind of University do 
we want to build? 

Working and studying in a university is not 
only about developing skills and deepening 
knowledge in our specifi c subject areas with blin-
kers on. This is of course important, but our work 

 ♦ https://www.theguardian.com/world/2024/feb/03/
germany-berlin-latest-rally-protests-against-far-
right-afd-party

 ♦ https://www.gew-bayern.de/aktuelles/detailseite/
zum-gesetzentwurf-zur-foerderung-der-bundes-
wehr-in-bayern

 ♦ h t t p s : // w w w . b a y e r n . d e / w p - c o n t e n t / u p -
loads/2024/02/Entwurf-Gesetz-zur-Foerderung-der-
Bundeswehr.pdf

 ♦ http://zivilklausel.de/
 ♦ https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
 ♦ h t t p s : // w w w. j u n g e w e l t . d e /a r t i ke l /474 419 .

ampel-sol l-s ich-zu-waf fen-f%C3%BCr- israe l-
%C3%A4u%C3%9Fern.html

has broad impacts, and therefore comes with es-
sential moral and ethical obligations.

Unlike governments or businesses, we believe 
the university should remain a unique, valuable 
space within which diverse opinions, ideas and 
perspectives can be shared, challenged and de-
bated. It is not a place where individuals should 
be forced to work for any organization  especially 
when that organization involves producing wea-
pons and other military technologies.

In these current, challenging times, it is im-
portant that we take the time to refl ect upon our 
values and purpose. As Edward Said says in Ori-
entalism:

 ♦ https://www.bbc.com/news/world-europe-68929873
 ♦ https://www.reuters.com/world/middle-east/key-

takeaways-world-court-decision-israei-genocide-
case-2024-01-26/

 ♦ h t t p s : / / w w w . w a s h i n g t o n p o s t . c o m /
world/2024/04/12/israel-weapons-suppliers-coun-
tries/

 ♦ https://www.sueddeutsche.de/kultur/klimaaktivis-
mus-letzte-generation-1.5691480?reduced=true

 ♦ https://www.br.de/nachrichten/bayern/verfassungs-
gerichtshof-entscheidet-ueber-polizeiaufgabenge-
setz,Th4CwjE

 ♦ https://www.vice.com/de/article/wxnkj4/bayern-kli-
ma-aktivisten-antiterrorgesetz-bekampft   

sources

“our role [as academics] is to widen the 
field of discussion, not to set limits in 
accord with the prevailing authority.”accord with the prevailing authority.”
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Linkspartei. Ich musste damals nach der Finanzkri-
se neben dem Studium arbeiten, um meine Studi-
engebühren zu fi nanzieren – während Bankmana-
ger, die Milliarden verzockt und Menschen in den 
Tod getrieben haben, staatliche Gelder ohne Ende 
bekamen. Deshalb habe ich an den Protesten ge-
gen die Studiengebühren und an Diskussionen 
und ähnlichem beim SDS teilgenommen. 

Die zweite Organisation ist die Rote Hilfe, ein 
Rechtsschutzverein, bei dem ich Mitglied bin. Er 
unterstützt Aktivist*innen bei politischen Prozes-
sen mit Anwaltskosten und Beratung. 
Warum sind die organisationen auf dieser 
liste? Der Verfassungsschutz stuft sie also als 
verfassungsfeindlich ein?

Hier, das geht aus diesem Schreiben hervor. 
Benjamin zeigt mir das Schreiben. Hier steht, von 
den Organisationen gingen Bestrebungen gegen 
die freiheitliche demokratische Grundordnung 
der Bundesrepublik Deutschland aus. Die Begrün-
dung für den SDS ist allein die angestrebte Über-
windung des Kapitalismus. Der Roten Hilfe wird 
„Unterstützung gewaltbereiter Linksextremisten“ 
und „Beihilfe zu Anwalts- und Prozesskosten so-
wie zu Geldstrafen und Geldbußen“ vorgeworfen.
Was war die Reaktion auf deine Angaben? 

Es kam lange gar keine Antwort. Erst Ende April, 
fast zwei Monate nach dem geplanten Arbeitsbe-
ginn, kam ein Brief von der Personalabteilung. In 
dem Brief wurden mir einige Vorwürfe gemacht. Zu 
sechs Punkten sollte ich mich äußern. 

Ich habe also eine Stellungnahme geschrieben. 
Diese hat der TUM aber nicht gepasst und Ende Au-
gust – fast fünf Monate nach meinem geplanten Ar-
beitsbeginn – hat mir der Kanzler der TUM per Brief 
mitgeteilt, dass ich nicht an der Uni arbeiten dürfe.

BErUFSVErBotE
Wenn Forscher*innen nicht forschen dürfen

Reisswolf: Alles fi ng an mit einer Bewerbung  
bei einem lehrstuhl an der tUM. Um welchen 
lehrstuhl geht es und warum wolltest du dort 
arbeiten? 

Benjamin Ruß: Ich habe mich im Januar 2022  
als Geograph und Geoinformatiker auf die Stelle 
eines wissenschaftlichen Mitarbeiters am Lehr-
stuhl für Kartographie und Visuelle Analytik be-
worben. Professorin des Lehrstuhls ist Frau Dr.-
Ing. Liqiu Meng. 

Ich fi nde die Auseinandersetzung mit Karten 
und Kartographie spannend, auch die Frage, wie 
Karten wahrgenommen werden. Dazu gibt es zum 
Beispiel KI-gestützte Forschung, die untersucht, 
worauf die Augen reagieren, wenn sie eine Karte 
sehen. Damit kann man untersuchen, welche Teile 
der Karte man schnell wahrnimmt. Auch gab es 
am Lehrstuhl ein archäologisches Projekt . Archä-
ologie hat mich immer schon interessiert. 
Was ist nach deiner bewerbung passiert? 

Ich hatte ein Bewerbungsgespräch mit dem 
gesamten Team. Einige Zeit später hat mich die 
Professorin informiert, dass sich der Lehrstuhl für 
mich entschieden hat. Nach einem weiteren Ge-
spräch mit ihr habe ich dann die Dokumente für 
die Personalabteilung ausgefüllt, darunter auch 
der „Fragebogen zur Verfassungstreue”. Das ist 
das Einverständnis, dass der Verfassungsschutz 
mich überprüfen darf und die Frage, ob ich Mit-
glied in einer der aufgelisteten Organisationen 
war und/oder bin. 
Und war das bei dir der fall? 

Ja, das war bei mir tatsächlich der Fall, ich war 
während meiner Studienzeit vorübergehend beim 
SDS (Sozialistisch-Demokratischer Studierenden-
verband). Das ist eine Jugendorganisation der 

Interview und 
Infokästen

Paul Bachmann

benjamin Ruß will an der tUM forschen – und 
wurde von seinem lehrstuhl auch angenom-
men. Dann macht ihm der bayrische Verfas-
sungsschutz einen Strich durch die Rechnung: 
benjamin Ruß sei linksextremistisch und dürfe 

deswegen nicht an der tUM arbeiten. Wir ha-
ben ihn befragt, wie es zu der Auseinanderset-
zung kam und wie er sich nun gemeinsam mit 
einer ehemaligen bundesjustizministerin als 
Anwältin gegen die Vorwürfe wehrt.
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Wir haben widersprochen und schließlich heraus-
gefunden, dass noch während der Frist für die Stel-
lungnahme ohne mein Wissen jemand anderes auf die 
Stelle eingestellt wurde. Das war dann die Grundlage 
für eine Klage beim Arbeitsgericht, die wir jetzt führen. 
Noch einmal zu den Vorwürfen: Wird dir außer den 
Mitgliedschaften noch etwas vorgeworfen? 

Der Verfassungsschutz wirft mir außerdem Aus-
züge aus Texten vor. So etwa aus meinem Artikel zu 
den Kommunalwahlen in München mit dem Titel „Gibt 
es eine Repräsentation des migrantischen München?“ 
Hier werden Zitate von mir verwendet, um mich im 
Sinne der Hufeisentheorie als „linksextrem“ darzustel-
len – ein Begriff, den ich ablehne. 

Es wird mir vorgeworfen, eine „regelsetzende staat-
liche Autorität“ abzulehnen, weil ich etwas gegen das 
„kapitalistische Regime“ geschrieben habe. Meine 
Ablehnung eines kapitalistischen Wirtschaftssystems 
wird also mit Staatsfeindlichkeit gleichgesetzt. 
Der Verfassungsschutz sagt also: Wer gegen den 
kapitalismus ist, ist gegen den Staat? 

Ja, genau, oder andersherum: Der Staat beschützt 
den Kapitalismus. Ich lehne  Staaten gar nicht per se 
ab. Es kommt auf den politischen Inhalt des Staates 
an. Man kann mir also an sich keine Staatsfeindlichkeit 
vorwerfen, aber erst recht nicht auf Grundlage dieses 
Zitats. 

Außerdem dichtet mir der Verfassungsschutz we-
gen meiner Forderung nach einer „Demokratisierung 
der Betriebe auf Grundlage einer Arbeiter*innen-
Selbstverwaltung“ folgendes an: „Damit ist die gewalt-
same Enteignung von privatwirtschaftlich geführten 
Unternehmen gemeint“. Außerdem: „Das Grundrecht 
[auf Eigentum] wird komplett negiert.“ Ich weiß nicht, 
warum der Verfassungsschutz denkt, dass eine Demo-
kratisierung der Betriebe nur auf gewaltsame Art geht. 
Das sind keine extremen Positionen, man fi ndet sie bei 
vielen Gewerkschaften. 
Erlauben nicht Artikel 14 und 15 des deutschen 
grundgesetzes explizit eine solche Überführung 
von Eigentum in gemeineigentum, wenn es dem 
Wohl der Allgemeinheit dient? 

Ganz genau. Aber man wirft mir hier einfach vor, 
dass ich mit den Aussagen Gewalt impliziere und das 
Grundrecht auf Eigentum komplett negieren will. So-
gar Karl Marx sagte, dass Eigentum ein notwendiges 
Element der gewordenen Gesellschaft ist und auch 
über den Kapitalismus hinaus eine Rolle spielen wird. 
Nur eben nicht privates Eigentum. Das ist auch nicht 
explizit vom Art. 14 GG geschützt. Es darf sogar verge-
sellschaftet werden. 

Es geht noch weiter mit den Vorwürfen. Die Ver-
wendung der Begriffe „Polizeigewalt“ und „Polizeiwill-
kür“ sei zum Beispiel verfassungsfeindlich. Der Ver-
fassungsschutz leugnet auch, dass es gegensätzliche 
gesellschaftliche Klassen gibt – eine Behauptung, die 
soziologischer Forschung und historischer Realität wi-
derspricht. 

prIVATeIGeNTum 
“wird charakterisiert durch die exklusive Verfü-
gungsgewalt über das – extrem ungleich ver-
teilte – Betriebsvermögen. Davon zu unterschei-
den ist persönliches Eigentum, das dem Konsum 
dient.” 

Privateigentum ist also Eigentum, das nicht für 
den persönlichen Gebrauch da ist – etwa um 
darin zu wohnen oder es zu essen, sondern um 
damit Profit zu machen, wie etwa Produktions-
mittel oder vermietbarer Wohnraum. Der Mar-
xismus kritisiert deshalb das Konzept Privatei-
gentum: 

“Das moderne Eigentumsrecht erlaubt, dass 
Eigentümer*innen ihre Häuser leer stehen las-
sen können, während daneben Menschen ohne 
Obdach auf der Straße leben müssen. Sätze 
wie „Die Gegenstände gehören dem, der sie 
braucht“ werden diejenigen irritieren, die die 
moderne Eigentumsordnung für natürlich hal-
ten.” 

Sabine Nuss: Privateigentum: Schein und Sein. In: Aus Poli-
tik und Zeitgeschichte 2020. Bundeszentrale für Politische 

Bildung. 

ArTIKeL 14 uND 15                      
Des GruNDGeseTZes

In Artikel 14 wird das Grundrecht auf Eigentum 
festgeschrieben: Das Eigentum und das Erb-
recht werden gewährleistet. Direkt darauf 
steht aber auch: Inhalt und Schranken werden 
durch die gesetze bestimmt. Und: Eigentum 
verpflichtet. Sein gebrauch soll zugleich dem 
Wohle der Allgemeinheit dienen.

In Artikel 15 folgt dann der Paragraph zur Ver-
gesellschaftung von Eigentum: grund und bo-
den, Naturschätze und Produktionsmittel 
können zum Zwecke der Vergesellschaftung 
durch ein gesetz, das Art und Ausmaß der 
Entschädigung regelt, in Gemeineigentum 
oder in andere formen der gemeinwirtschaft 
überführt werden. Eine Forderung nach demo-
kratischer Überführung von (Privat-)Eigentum 
in Gemeineigentum ist also keineswegs verfas-
sungsfeindlich, sondern sogar explizit Teil des 
Grundgesetzes. 

Die Vorschrift einer bestimmten Wirtschafts-
ordnung, sei es Kapitalismus, Sozialismus oder 
etwas dazwischen, ist hingegen nicht Teil des 
Grundgesetzes. Dies wollte der Parlamenta-
rische Rat, der das Grundgesetz am 8. Mai 1949 

beschloss, absichtlich der Zukunft überlassen. 
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Man sollte doch meinen, an einer Elite-Uni 
wie der TUM gibt es wissenschaftliche Standards. 
Aber Personalabteilung und Anwälte der TUM 
übernehmen diese unwissenschaftlichen Aussa-
gen ungeprüft. 
Diese Vorwürfe sind Dinge, die du gesagt oder 
geschrieben hast. Der Verfassungsschutz wirft 
dir aber eine gewaltorientierung vor. Hast du 
gewalttaten begangen? 

Der Vorwurf der Gewaltorientierung stützt sich 
einmal auf die Behauptung, Enteignung – die im 
Grundgesetz verankert ist – würde Gewalt impli-
zieren. Außerdem wirft man mir vor, bei Demons-
trationen gegen den G7-Gipfel als Sprecher der 
Proteste durch den Aufruf zu zivilem Ungehorsam 
„bewusst einen Spielraum für Straf- und Gewaltta-
ten eingeräumt“ zu haben. 

Und ich sollte mich in der Stellungnahme zu 
einem „tätlichen Angriff auf einen Polizisten“ im 
Jahr 2016 äußern. 
Stimmt das, hast du einen Polizisten angegriffen? 

Ich konnte mich erst einmal nicht erinnern, was 
damit gemeint ist. Ich habe also in meinen Akten 
gesucht und weder eine Ladung vor Gericht noch 
ein Urteil  gefunden. Dann habe ich mich bei mei-
ner Gewerkschaft ver.di gemeldet, Rechtsschutz 
bekommen und die Anwält*innen gebeten, he-
rauszufi nden, woher dieser Vorwurf kommt. 

Aus den Akten des Landeskriminalamts ging 
dann hervor, dass es um eine Demonstration 
gegen PEGIDA geht. In den Akten wurde festge-
halten, dass Polizisten mich zu Boden geworfen, 
sich auf mich draufgekniet haben und mir gesagt 
haben: „Halt’s Maul, sonst schlagen wir dir den 
Schädel ein!“ und „Bringt den weg, den Arsch!“ Sie 
haben mich also beleidigt, mit dem Tod bedroht 
und körperlich verletzt. Die Staatsanwaltschaft 
hat deshalb damals der Polizei München geraten, 
keine Klage gegen mich zu erheben. 
Weil die Polizist*innen sonst selbst dran wä-
ren?

Genau deswegen. Das Ganze wurde also fallen 
gelassen, aber mir jetzt zum Vorwurf gemacht. Sie 
wollten mir hier also einfach übel mitspielen und 
mir das Bild eines gewaltsamen Randalierers an-
hängen.
Also glaubst du, dass der Verfassungsschutz 
eine Einschüchterungstaktik fährt und dir Vor-
würfe macht, die einer rechtlichen Überprü-
fung nicht standhalten würden?

So amateurhaft wie das gemacht wurde, so 
aufgebracht, wie die Anwälte der TUM vor Gericht 
sind, und so hanebüchen wie ihre Argumentation 
ist, glaube ich nicht, dass damit gerechnet wurde, 
dass ich etwas dagegen unternehme. 

Und obwohl es erst so aussah, als würde das 
Gericht die Klage gar nicht zulassen, wird es nun 
sogar einen zweiten Verhandlungstag geben, bei 
dem die Professorin als Zeugin geladen wird. Ich 

glaube, die TUM und der Freistaat haben das un-
terschätzt und ich habe eine Chance, vor Gericht 
Recht zu bekommen. Das motiviert mich, wei-
terzumachen. 
Du wirst vor Gericht von Prof. Dr. Herta Däub-
ler-gmelin vertreten, der ehemaligen bundes-
ministerin für Justiz. Wie kamst du zu so einer 
prominenten Anwältin? 

Nachdem ich Rechtsschutz bei ver.di bekom-
men hatte, wurde mir die Kanzlei von Prof. Däub-
ler-Gmelin (SPD) empfohlen. Sie ist bekannt dafür, 
immer wieder Berufsverbote vor Gericht gebracht 
und die Geschädigten vertreten zu haben. Sie hat 
in München auch vor ein paar Jahren den ähn-
lichen Fall von Kerem Schamberger (LMU) betreut. 
Wie lief nun der erste Prozesstag für dich? 

Es ging um sehr seltsame Vorwürfe. Die TUM 
verdreht Tatsachen und behauptet zum Beispiel, 
dass nicht klar sei, auf welche Stelle ich mich be-
worben habe. Oder dass meine Bewerbung nur 
aus Versehen in die Bewerbungsunterlagen des 
Lehrstuhls hineingerutscht sei. 
Also es geht bisher gar nicht um den Vorwurf 
der Verfassungsfeindlichkeit? 

Nein, überhaupt nicht. Die Anwälte der TUM 
könnten natürlich versuchen, mich als Verfas-
sungsfeind darzustellen und zu sagen, dass ich 
deshalb nicht an der Uni arbeiten könnte, aber das 
passiert gar nicht. 

So ist es erstmal eine arbeitsrechtliche Sache, 
bei der die TUM offensichtlich falsch liegt. Denn 
dadurch, dass ich nicht über die Besetzung der 
Stelle informiert wurde, obwohl ich noch mitten 
im Anstellungsprozess war, hat die Uni bewusst 
verhindert, dass ich mich dagegen wehren kann, 
dass jemand anderes die Stelle bekommt. 
Aber wird sich die tUM noch inhaltlich mit den 
Vorwürfen der Verfassungsfeindlichkeit ausei-
nandersetzen? 

Wenn die Anwälte merken, dass sie auf der 
arbeitsrechtlichen Ebene nicht mehr weiterkom-
men, können sie gerne versuchen, es politisch 
anzugehen. Dann können wir vor Gericht alles 
durchgehen, was ich gerade schon erzählt habe – 
und noch viel mehr. 
Zum beispiel? 

Zum Beispiel hat sich die TUM in der Verhand-
lung über die Artikel beschwert, die zu dem Fall in 
der Zeitung der ver.di-Betriebsgruppe erschienen 
sind. Man wirft mir vor, ich hätte die Angestellten 
gegen die TUM und die Personalabteilung aufge-
hetzt. Damit wird den Kolleg*innen der TUM jegli-
ches politisches Bewusstsein abgesprochen. Traut 
die Uni ihren Angestellten nicht zu, einen Artikel 
kritisch zu lesen? 
Du meinst also, die Uni will nicht, dass über 
den fall berichtet wird?

Ja, genau. Solche Angriffe richten sich meiner 
Meinung nach aber auch gegen mich als marxis-
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DArF ALBerT eINsTeIN NICHT 
AN Der Tum ArBeITeN? 

Auszug aus dem Artikel „Warum Sozialismus“ 
von Albert Einstein. Im Original erschienen in 
der ersten Ausgabe der New Yorker Zeitschrift 
“Monthly Review” im Jahr 1949.

Unbegrenzte Konkurrenz führt zu einer rie-
sigen Verschwendung von Arbeit und zur Läh-
mung des sozialen Bewusstseins von Indivi-
duen. Diese Lähmung des Individuums halte 
ich für das größte Übel des Kapitalismus. Unser 
ganzes Bildungssystem leidet darunter. Dem 
Studenten wird ein übertriebenes Konkurrenz-
streben eingetrichtert und er wird dazu ausge-
bildet, raffgierigen Erfolg als Vorbereitung für 
seine zukünftige Karriere anzusehen.  

Ich bin davon überzeugt, dass es nur einen 
Weg gibt, diese Übel loszuwerden, nämlich die 
Errichtung eines sozialistischen Wirtschaftssy-
stems, begleitet von einem Bildungssystem, 
das sich an sozialen Zielen orientiert. In solch 
einer Wirtschaft gehören die Produktionsmit-
tel der Gesellschaft selbst und ihr Gebrauch 
wird geplant. Eine Planwirtschaft, die die Pro-
duktion den Bedürfnissen der Gemeinschaft 
anpasst, würde die Arbeit auf alle verteilen, 
die arbeiten können. Sie würde jedem Mann, 
jeder Frau und jedem Kind einen Lebensunter-
halt garantieren. 

Die Bildung hätte zum Ziel, dass die Individuen 
zusätzlich zur Förderung ihrer eigenen ange-
borenen Fähigkeiten und anstelle der Verherr-
lichung von Macht und Erfolg in unserer ge-
genwärtigen Gesellschaft Verantwortung für 
ihre Mitmenschen entwickeln.  

tischen Menschen und gegen meine vom Grund-
gesetz geschützte politische Meinung. Es gibt 
Bundesverfassungsgerichtsurteile dazu, dass man 
wegen einer marxistischen Weltanschauung nicht 
diskriminiert werden darf.

Es geht  auch gegen die Freiheit der Wissen-
schaft. Die Forschung, die an Technischen Unis 
gemacht wird, betrifft unmittelbar unsere Gesell-
schaft. Warum ist also eine kritische Auseinander-
setzung mit der Gesellschaft, wie der Marxismus 
sie führt, an der TUM nicht erlaubt? Nach den 
heutigen Kriterien des Verfassungsschutzes dürf-
ten auch große Wissenschaftler*innen wie Albert 
Einstein nicht mehr an der Uni arbeiten. Der war 
nämlich Sozialist. Diese Verbotstendenzen halte 
ich für sehr gefährlich. 
Welche Rolle sollte die politische Einstellung 
von Wissenschaftler*innen deiner Meinung 
nach bei der Einstellung spielen? 

Grundsätzlich keine. 
gar keine?

Nein.

Auch wenn jemand etwas offensichtlich Ver-
fassungsfeindliches vertritt, etwa der Regie-
rung mit dem tod droht?

Ich fi nde, es sollte keine geheimdienstliche Un-
tersuchung bei der Einstellung stattfi nden. Staat-
liche Institutionen wie der Verfassungsschutz, 
der den NSU (Nationalsozialistischer Unter-
grund) mit aufgebaut hat und unzählige Akten 
dazu vernichtet hat, als es auffl og, schützen uns 
offensichtlich nicht vorm Faschismus. Das hat die 
Geschichte gezeigt. Sie unterstützen sogar faschi-
stische Organisationen.

Das heißt, erstens bringt es kaum etwas, es 
gibt genug Beispiele von Akademiker*innen, die 

NATIONALsOZIALIsTIsCHer 
uNTerGruND (Nsu) 

Der rechtsterroristische NSU, bestehend aus 
Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate 
Zschäpe sowie einigen Mittäter*innen, zog 
zwischen 2000 und 2007 durch Deutschland 
und ermordete dabei zehn Menschen aus ras-
sistischen Motiven. 

Die Polizei verdächtigte aber zunächst vor 
allem Menschen aus dem persönlichen Umfeld 
der Opfer, statt Rechtsterrorismus für möglich 
zu halten. Auch der Verfassungsschutz ver-
sagte, seine Mitarbeiter sollen den NSU sogar 
unterstützt haben. 

So wurde Halit Yozgat in Anwesenheit des Ver-
fassungsschützers Andreas Temme vom NSU 
ermordet. Dieser bestreitet, etwas damit zu tun 
zu haben. Ein Forschungsteam hat den Vorfall 
minutiös nachgestellt und bezweifelt, dass der 
Verfassungsschützer vom Mord nichts mitbe-
kommen habe. Temme hatte in seiner Jugend 
den Spitznamen „Klein Adolf“ und besaß ein 
Exemplar von „Mein Kampf“ und Waffen. 

Der Verfassungsschutz hat die Ermittlungen 
von Polizei und Staatsanwaltschaft zu den 
NSU-Morden wurden immer wieder behindert. 
Als Mundlos und Böhnhardt 2011 tot in einem 
ausgebrannten Wohnmobil gefunden wurden, 
wurde der rechtsextreme Hintergrund der 
Morde aufgedeckt. Darauf vernichteten Ver-
fassungsschutz-Beamte relevante Akten und 
Beweise und wollten die übrigen Akten für 120 
Jahre geheim halten. 2022 veröffentlichte das 
ZDF Magazin Royale mit Frag-den-Staat die 
NSU-Akten unter nsuakten.gratis.

Wikipedia: Nationalsozialistischer Untergrund 
nsuakten.gratis 
forensic-architecture.org/investigation/the-murder-of-
halit-yozgat 
www.faz.net/aktuell/rhein-main/andreas-temme-vor-

nsu-untersuchungsausschuss-14273264.html
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öffentlich faschistische Positionen vertreten. Zwei-
tens geht es historisch gesehen meistens gegen 
links, wie man an den Berufsverboten sieht. Und 
drittens versucht man damit, die Selbstorganisie-
rung des Kampfes gegen Faschismus mundtot zu 
machen.
Du sagst also, faschistische und staatsfeind-
liche bestrebungen können nicht von einer 
staatlichen organisation verhindert werden, 
sondern müssen von selbstorganisierten 
Strukturen bekämpft werden? 

So etwas wie der Verfassungsschutz, der 
Faschist*innen bei Morden unterstützt hat, wird 
uns nicht helfen. Faschist*innen müssen statt-
dessen von einer Studierenden- und Angestell-
tenschaft, die sich etwa in AStA, Fachschaften 
und Gewerkschaften organisiert, auf allen Ebe-
nen inhaltlich bekämpft werden. Man sollte die 
Menschen befähigen, sich mit diesen Themen 
zu beschäftigen. Wenn dann ein Faschist kommt, 
sollten TUM-Angehörige in der Lage sein, zu sa-
gen: „Faschisten haben an Universitäten nichts 
zu suchen.“ Es sollte eine offene Debatte geben, 
in der problematische Überzeugungen von Stu-
dierenden und Angestellten thematisiert werden 
können.

glaubst du, der Prozess wird noch lange dau-
ern?

Wenn das Gericht uns Recht gibt, könnte man 
den ganzen Prozess der Verfassungsschutzabfra-
ge infrage stellen, weil es dann trotz Ablehnung 
möglich wäre, an der Uni zu arbeiten. Ich gehe 
also davon aus, dass sich der bayrische Staat mit 
Händen und Füßen gegen ein solches Urteil weh-
ren wird und die TUM in Berufung gehen wird.

Deswegen reagiert die Uni auch so empfi nd-
lich darauf, dass ich den Fall öffentlich gemacht 
habe. Normalerweise hat sie kein Problem mit Öf-
fentlichkeit, erst neulich hat sie sich wieder mit ir-
gendeinem Ranking gebrüstet. Das ist auch schön 
und gut, aber es gibt eben auch Dinge, die nicht 
so gut laufen. Die will man dann nicht öffentlich 
behandeln, aber leider werden sie meist über-
haupt erst dann angegangen, wenn sie ins Auge 
der Öffentlichkeit geraten.

  

HuFeIseNTHeOrIe 
Die Hufeisen- oder Extremismustheorie ist ein 
in den Sozialwissenschaften umstrittenes poli-
tisches Bild, das Links- und Rechtsextremismus 
als die beiden Enden eines Hufeisens sieht, in 
dessen Mitte die demokratische Mitte liegt. 
Das sagen Sozialwissenschaftler dazu:  

Dr. Gustav Seibt: Das Hufeisen ist eines der 
Sprachbilder, die das Denken mit einem Schein 
von Anschaulichkeit festlegen und in die Irre 
führen können. 

Prof. Dr. Richard Stöss sagt, die Extremismus-
theorie bezeichne Extremismus als Gegenteil 
der Demokratie und unterschlage dabei, dass 
extremistisches Gedankengut auch in der Mit-
te einer demokratischen Gesellschaft existie-
ren kann: 

Die Alternative „Extremismus – Demokra-
tie“ ist unterkomplex und wird der Realität 
nicht gerecht. [Es]  besteht die Gefahr, dass 
Links- und Rechtsextremismus trotz der fun-
damentalen Unterschiede inhaltlich gleichge-
stellt werden. 

Prof. Dr. Hajo Funke: Dieses Konzept tut so, als 
sei es ganz neutral, tatsächlich richtet es sich 
aber vor allem gegen die Linke. 

Kurzinformation: Literatur zur Extremismus- und Huf-
eisentheorie. Wissenschaftliche Dienste des Deutschen 
Bundestags. 
Gustav Seibt: Das Mantra der Mitte, Süddeutsche Zeitung 
vom 12. Februar 2020. 
Prof. Dr. Richard Stöss: Debatte: Extremismustheorie: Kri-
tische Anmerkungen zur Verwendung des Extremismus-
konzepts in den Sozialwissenschaften. 2015. Bundeszen-
trale für Politische Bildung. 
www.n-tv.de/politik/Extremismus-links-ist-nicht-gleich-

rechts-article21584203.htmlHufeisentheorie 
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Sehr geehrter Herr Bachmann! 
Ich habe mir überlegt, Ihren Artikel zu ignorie-

ren. Aber anders als Sie möchte ich in einen Dia-
log eintreten. Wohin entwickelt sich unsere Welt, 
wenn Menschen, Mitglieder einer Universität, Stu-
denten und Professoren nicht mehr miteinander 
reden? Soll politischer Hass so groß sein, dass man 
lieber über jemanden etwas schreibt als mit ihm 
zu reden? Sie haben den o.a. Artikel geschrieben, 
am Ende komme auch ich vor. Warum? Was habe 
ich damit zu tun? Ich habe weder auf die Benen-
nung der Hörsäle noch auf die Ausgestaltung der 
U-Bahn-Station noch auf die im Artikel beklagte 
Nicht-Einstellung eines Menschen in den Staats-
dienst einen Einfl uss, noch bin ich verantwortlich! 
Sie haben nicht mit mir geredet. Es geht Ihnen nur 
darum, einen Andersdenkenden zu desavouieren, 
zu quälen ( ja, so etwas quält mich und vor allem 
meine Familie) und ihm berufl iche Nachteile zu 
bereiten. Ist Ihnen Letzteres bewusst? Wer will bei 
einem Prof eine Bachelorarbeit machen, dem man 
Rechtsextremismus nachsagt, auch wenn es zu 
Unrecht ist? Ich gebe Ihnen einen Rat: Lesen Sie 
die Danksagungen der fast 100 Abschlussarbeiten 
meiner Bachelor- und Masterstudenten und Dok-
toranden durch. Sie sind international, politisch 
völlig gemischt (!), und ich habe sie alle gemocht. 
Vielleicht bekommen Sie ein anderes Bild von 
mir. Wo bleibt übrigens die Logik? Sie beklagen, 
dass jemand wegen seiner politischen Einstellung 
nicht an der TUM eingestellt wurde. Und beklagen 
dann, dass ich an der TUM bin, weil ich  --- poli-
tisch nicht tragbar sei?

Meine Burschenschaft ist übrigens nicht 
rechtsextrem (ich wäre nicht dabei), auch wenn 
link(sextrem)e Vereine das behaupten. Ein etwas 
dümmliches Spiel: „Du bist extrem! Nein, Du! 
Nein, Du!“ Nicht sehr akademisch. Dem Verfas-
sungsschutz liegt jedenfalls zu Recht nichts vor. 
Gerne kann ich über meine 157 Jahre alte Studen-
tenverbindung Auskunft geben. 

Ihre Aussage, ich sei in Berlin nicht genommen 
worden, weil ich Mitglied einer Burschenschaft 
bin, ist übrigens schlicht falsch. Die TU Berlin 
würde das in einem allfälligen Gerichtsverfahren 
vehement bestreiten. Aus gutem Grund, es wäre 
nämlich rechtswidrig. Bewerbungen werden übri-
gens in der Regel vertraulich behandelt. Warum 
wird eine Bewerbung von mir öffentlich disku-
tiert? Nicht sehr freundlich.

Und bezüglich meiner Bezeichnung als 
„deutschnational“: Lernen Sie bitte ein Bisserl 
Geschichte und vor allem auch die Umstände in 
Österreich – dort habe ich die Aussage nämlich 
getätigt, und dort bekommt sie ihren Sinn. Die-
ses Bekenntnis ist – bei einem entschiedenen 
Bekenntnis zur Republik Österreich, welches ich 
als Reserveoffi zier unter Beweis stelle (wir in Ös-
terreich haben noch Wehrpfl icht…) – nicht mehr 
und nicht weniger als ein durch verbrieftes Men-
schenrecht legitimiertes Gefühl, zur Volks- und 
Kulturgemeinschaft meiner Vorfahren zugehörig 
zu sein. So wie es Kärntner Slowenen selbstver-
ständlich gestattet sein muss, sich als slowenische 
Österreicher zu fühlen, muss es mir gestattet sein, 
mich dem selben Volk wie Wolfgang Amade-
us Mozart, Kaiser Franz Joseph I von Österreich, 
Bundespräsident Dr. Karl Renner, Bundeskanzler 
Dr. Bruno Kreisky und dem grünen Politiker Dr. 
Günther Nenning zugehörig zu fühlen, nämlich 
als deutscher Österreicher. Dieses Bekenntnis be-
deutet in Österreich nämlich auch, dass ich mich 
historischer Verantwortung stelle und nicht – wie 
es „Österreichnationale“ nach dem 2. Weltkrieg 
gemacht haben – Österreich (fälschlich!) in einer 
Opferrolle sehe. Und damit bin ich, sehr geehrter 
Herr Bachmann, eigentlich ein Verbündeter in Ih-
rem Ansinnen einer Aufarbeitung! 

Zu Alt-Präsident Herrmann ist übrigens an-
zumerken dass er es war, der in der 2-bändigen 
Geschichte der TUM (2006) erstmals auch die NS-
Zeit historisch aufarbeiten ließ.

Versuchen wir doch, uns über die Grenzen von 
Staatsbürgerschaften, Alter, Positionen und Ideo-
logien zu verstehen und zu schätzen. Wo alle das 
selbe denken, wird nicht viel gedacht (Karl Valen-
tin).

Mit freundlichen Grüßen! 
Prof. Dr. Reinhard Kienberger, Lehrstuhl für Laser- 
und Röntgenphysik, NAT, TUM.   

Leserbrief zum Artikel      
nazi-Ehrungen an der tUM 

(vorletzte Reisswolf-Ausgabe)
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Nachgedacht

Sehr geehrter Professor Kienberger,
Wie bereits im persönlichen Gespräch an-

gekündigt, möchten wir uns für die falsche Dar-
stellung Ihrer Person und die missverständlichen 
Formulierungen dies betreffend im Artikel „Nazi-
Ehrungen an der TUM“ im Reisswolf 4/23 und das 
dadurch entstandene Leid entschuldigen. Hierbei 
ist Paul Bachmann und im Sinne ihrer Aufsichts-
pfl icht auch der Redaktionsleitung ein Fehler un-
terlaufen.

Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, 
wurde der entsprechende Absatz unter der Un-
terüberschrift „30. November 2023“ im Artikel 
der Online-Version durch einen Hinweis auf diese 
Klarstellung ersetzt.

Im ursprünglichen Artikel stand, dass Sie „we-
gen [Ihrer] Mitgliedschaft in einer rechtsextremen 
österreichischen Burschenschaft“ in einem Beru-
fungsprozess abgelehnt wurden. Aus den uns vor-
liegenden Quellen geht der Entscheidungsgrund 
der TU Berlin zu dieser Berufung nicht hervor, 
sodass diese Behauptung nicht haltbar und nicht 
korrekt ist. Zur Kontroverse bezüglich des Beru-
fungsverfahrens lässt sich mehr unter [1] lesen. 

Bei manchen unserer Leser mag der Eindruck 
entstanden sein, dass ein Zusammenhang zwi-
schen Ihnen als Person und der Nichteinstellung 
der im Artikel erwähnten Person besteht. Deswe-
gen wollen wir klarstellen, dass Sie keinen Einfl uss 
auf die Entscheidung über die (Nicht-)Einstellung 
der betroffenen Person hatten.

Dies hätte klarer formuliert werden müssen.
Die Nennung Ihres Namens im ursprünglichen 

Artikel erfolgte, da Paul Bachmann ein konkretes 
Beispiel nennen wollte, um die von ihm empfun-
dene Ungleichbehandlung von Personen am lin-
ken und rechten Rand des politischen Spektrums 
zu thematisieren. Hierbei erschienen Sie ihm auf-
grund des Artikels zum Berufungsverfahren an 
der TU Berlin [1], Ihrem Interview im Salzburger 
Echo [2], und der Website Ihrer Burschenschaft [3] 
als geeignetes Beispiel.

Ihre Eignung als Universitätsprofessor wollte 
er explizit nicht in Frage stellen. Dies wurde lei-
der im Artikel nicht klargestellt. Wir wertschätzen 
Ihren Einsatz für die Freiheit von Forschung und 
Lehre sehr. 

Da solche Fehldarstellungen und missver-
ständlichen Namensnennungen sowohl für die 
betroffene Person als auch die involvierten Fach-
schaftsmitglieder belastend sind, wollen wir sol-
che falschen Tatsachendarstellungen und Fehl-
darstellungen zukünftig konsequent vermeiden. 
Dafür werden wir voraussetzen, dass Autoren für 
Artikel im Reisswolf im Sinne einer guten journa-
listischen Praxis und im Sinne eines konstruktiven 
Dialogs vor Veröffentlichung eines Artikels eine 
Stellungnahme der darin genannten Personen zu 
dem dargestellten Sachverhalt einholen.

Mit freundlichen Grüßen
Die Fachschaft Maschinenbau

[1]: https://www.deutschlandfunk.de/zwischen-
lehre-und-burschenschaft-100.html

[2]: https://silo.tips/download/burschenschafter-
werden-von-den-medien-und-der

(ab pdf Seite 7)

[3]: https://obergermanen.at

Stellungnahme und Antwort      
der Fachschaft Maschinenbau
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